
 
Beschlussempfehlung und Bericht  
des Sozialpolitischen Ausschusses 
zu dem Antrag 
der Abg. Dr. Spies, Decker, Merz, Müller (Schwalmstadt), Roth 
(SPD) und Fraktion 
betreffend einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn sofort einführen - 
Hessen muss Bundesratsinitiative ergreifen 
Drucksache 18/4021 

hierzu 

Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 18/4089 
 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Sozialpolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den 

Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD und DIE LINKE bei Enthaltung der 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Antrag 
abzulehnen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Antrag war dem Sozialpolitischen Ausschuss in der 75. 

Plenarsitzung am 19. Mai 2011 überwiesen worden.  
 
 2. Der Sozialpolitische Ausschuss hat sich in seiner Sitzung am 

26. Mai 2011 mit dem Antrag befasst und ist zu der Be-
schlussempfehlung gelangt. 

 
  Zuvor wurde der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE, 

Drucks. 18/4089, mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme der Fraktion DIE LINKE abgelehnt. 

 
 
Wiesbaden, 26. Mai 2011 
 
Berichterstatterin: Ausschussvorsitzender: 
Marjana Schott Dr. Andreas Jürgens 
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